Resolution zur Zukunft der Schulsozialarbeit im Main-Kinzig Kreis 

► Die Hessische Landesregierung wird aufgefordert, sich im Rahmen ihrer Kampagne gegen zunehmende Jugendkriminalität an der Finanzierung der Schulsozialarbeit zu beteiligen. Die Bürgermeister im Main-Kinzig-Kreis plädieren für eine faire Aufteilung der Kosten auf Land, Kreis und Kommunen. Damit wird die Voraussetzung geschaffen, um den wachsenden Bedarf an vorbeugender Sozialarbeit abzudecken 

Hintergrund: Erfolg oder Misserfolg, gutes Miteinander oder soziale Probleme – die Erfahrungen, die ein Kind in der Schule macht, sind wesentlich für seine Entwicklung und sein Selbstwertgefühl. Schwierigkeiten in der Schule sind neben familiärem Zwist die Hauptursache für die Probleme mit denen sich die Jugendhilfe beschäftigt. Bei den Beratungen in den Schulen geht es vor allem um die Leistung im Unterricht, gefolgt von Konflikten in der Familie, Auseinandersetzungen mit Gleichaltrigen und Mangel an Selbstvertrauen.

Bei der Schulsozialarbeit überschneiden sich die Interessen von Kommunen, Jugendhilfeträger (Kreis) und Kultusministerium (Land). In den meisten Fällen stellten die Lehrerinnen und Lehrer den Kontakt zu den jeweiligen Trägern der Schulsozialarbeit her (48 Prozent), häufig kommen die Schüler auch selbst zu den pädagogischen Fachkräften (31 Prozent) oder die Eltern stellten den Kontakt her (12 Prozent). 

Derzeit werden an elf Schulen im Main-Kinzig-Kreis rund 260 Stunden (im Jahr 2007) geleistet. Dieses Angebot deckt den wachsenden Bedarf nur teilweise ab. Die jährlichen Kosten liegen bei fast 366.000 Euro. Davon trägt der Main-Kinzig-Kreis rund drei Viertel der Summe, gut ein Viertel übernehmen mehrere Kommunen. 

Bis 2009 muss das Angebot aus folgenden Gründen erheblich erweitert werden:

· steigende Anzahl von Jugendlichen, die als gefährdet eingestuft werden

· steigende Anzahl von Jugendlichen, die als gewaltbereit gelten

· wachsende Probleme im Umgang mit Schulverweigerern

· zunehmende Probleme aufgrund mangelnder Erziehungskompetenz der Eltern

· Schulen fragen massiv die Jugendhilfe nach

· Wachsende Probleme der Schüler beim Übergang zu Ausbildung/Beruf

· frühe Jugendhilfe ist erfolgreicher und wirtschaftlicher als späte Sanktionen

FAZIT: Notwendig ist eine langfristig abgesicherte Schulsozialarbeit, die keine Kommune benachteiligt. Dazu müssen die finanziellen Mittel deutlich auf rund 650.000 Euro/Jahr aufgestockt werden. Diese Summe teilen sich – analog zu Bundesländern wie Rheinland-Pfalz, Sachsen, Nordrhein-Westfalen und Thüringen – Kommunen, Jugendhilfeträger (Kreis) und Kultusministerium (Land).

